
Außenwirtschaftsrechnung

(—>Kontingente); c) Im- und Exportverbo­
te; d) —»nicht-tarifäre Handel shcmmnis- 
se; c) —»Devisenbewirtschaftung; f) 
—»gespaltene Wechselkurse; g) Kontrol­
le internationaler Faktorbcwcgungen; h) 
Maßnahmen der —»Importsubstitution 
und -»Exportförderung, soweit es sich um 
direkte staatliche Eingriffe handelt; u. a. 

stimmungsgründe des Aussenhandels 
(Handelsdeterminanten) nennt die reale 
A. u. a.: a) absolute und komparative 
Kostenunterschiede, die u. a, zurückzu- 
führen sein können auf (1) abweichende 
Produktivitäten der eingesetzten Fakto­
ren in den handeltreibenden Ländern, 
(2) abweichende Faktoraustattungen 
/ \ io wie

Aussermarktliche Oekonomie
(mit Beat Heggli)  die
 Gabler Volkwirtschaftslexikon.

schrift Verlagsgruppe Bertelsmann n«- 
(1990;), S. 69-75. 

Grund. 
-»Auß
28 .4.   
Ändert  
ordnung vom 20. 12, 1966 in der Neufas­
sung vom 3. 8. 1981 (BGBl I 853) mit 
späteren Änderungen, die VO zur Rege­
lung der Zuständigkeiten im Außenwirt- 
schaftsverkehr vom 18.7. 1977 (BGBl I 
1308) sowie verschiedene Runderlasse 
Außenwirtschaft (RA). Das 1961 in 
Kraft getretene deutsche A. beruht auf 
dem Grundsatz, daß alle Geschäfte mit 
dem Ausland zulässig sind, soweit nicht 
ausdrücklich Beschränkungen angeord- 
net sind.

Außenwirtschaftstheorie, i. Begriff; 
Die A. wendet die allgemeine Wirt- 
schaftstheoric auf die spezifischen 
Aspekte ökonomischer Beziehungen 
zwischen Ländern an, die durch Gren­
zen in verschiedener Hinsicht (unter­
schiedliche Währungen und Wirt­
schaftspolitiken, Hemmnisse für Handel 
und Faktorbewegungen u. a.) getrennt 
sind. Man unterscheidet reale und mo­
netäre A.

II. Reale (reine) A.: Befaßt sich 
ausschließlich mit den güterwirtschaftlichen
 zwischenstaatlichen Transaktio­

nen, d. h. abstrahiert von Geld-, Wäh- 
rungs- und Kreditbeziehungen. Sic fragt 
nach Bestimmungsgründen (Erklärung 
von Struktur, Richtung und Ausmaß) 
des Außenhandels und versucht, die 
Wohlfahrtswirkungen für die handeltrei­
benden Länder abzuleiten, - 1. Als Bc-

 mmt
 Spe~

' üter, 
 Län­

der die Wohlfahrtsposilion verbessert 
(—»Außenhandelsgleichgewicht). - 3. 
Die Dauerstellung der Wohlfahrtsveränderung

 durch den Außenhandel erfolgt 
mit Hilfe von —»Handelsindifferenzkurven

 und —»Tauschkurven. Über derar­
tige „statische" Handelsgewinne hinaus 
werden dem Außenhandel weitere 
(„dynamische") Vorteile für die handel­
treibenden Länder zugesprochen 
(^Handelsgewinne). Die reale A. be­
zieht die Wohlfahrts Wirkungen der Ver­
schiebung der Einkommensverteilung in­
folge des Außenhandels in ihre Analyse 
nicht ein. D. h. aber nicht, daß die Ver­
teilungseffekte allgemein ausgcblendct 
werden; so zeigt z. B. die reale A., daß 
Außenhandel auf einen internationalen 
Ausgleich der Faktorpreise hinwirkt 
(—»Faktorpreisausgleichtheorem).

III. Monetäre A.; Befaßt sich mit 
der Frage, von welchen Größen die Ent­
wicklung der -»Zahlungsbilanz bestimmt 
wird; sic wird auch als Theorie des Zahlungsbilanzausgleichs

 bezeichnet. Als 
zentrale Größen werden hierbei Wechsel­
kurse, Preise und Einkommen angese­
hen, wobei auch untersucht wird, inwie­
weit diese Größen ihrerseits durch die 
außenwirtschaftlichen Beziehungen bzw. 
durch externe Einflüsse determiniert 
sind. Z. T. erfolgt die Analyse unter der 
Annahme, daß nur eine der genannten 
Größen variiert, die anderen dagegen 
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konstant sind; es werden aber auch Ana­
lysen mit mehr als einer Variablen ver­
sucht (vgl. im einzelnen —»Zahlungs- 
bilanzausgleichsmechanismen). Weitere 
Untersuchungsgegenstände: Die Verein­
barkeit von internem und externem 
Gleichgewicht, die Effizienz von Geld- 
und Fiskalpolitik in offenen Volkswirt­
schaften sowie die Bedeutung autonomer 
internationaler Kapitalbewegungen für 
die wirtschaftliche Entwicklung der be­
troffenen Lander.

Außermarktliche Ökonomie. 1. Be­
griff und Grundlagen: Ausge­
hend von der traditionellen Volkswirt­
schaftslehre hat sich in den letzten Jah­
ren eine neue Betrachtungsweise in der 
Sozialwissenschaft entwickelt, die als 
„ökonomische Sicht des menschlichen 
Verhaltens“ oder als a. Ö. bezeichnet 
wird. Unter dem Begriff der a. Ö. ver­
steht man die Anwendung des ökonomi­
schen Verhallensmodells auf Fragestel­
lungen, die üblicherweise anderen Ver­
haltenswissenschaften vorbehalten wa­
ren. So beschäftig! sich die a. Ö. z.B. mit 
der ökonomischen Analyse der Politik, 
der Umwelt, der Kunst, oder des Rechts. 
Neben dem Begriff a. Ö. haben sich ver­
schiedene weitere Bezeichnungen einge­
bürgert. Je nach Betrachtungsschwer­
punkt findet man auch die Namen: Ver­
gleichende Institutionelle Ökonomie, 
Neue Politische Ökonomie, Rational- 
Choice-Ansatz oder ganz allgemein öko­
nomischer Ansatz zur Erklärung mensch­
lichen Verhaltens. - Der Ansatz der a. 
Ö. ist gekennzeichnet durch die enge 
Verknüpfung von menschlichem Verhal­
ten und Institutionen. Im Zentrum steht 
das Individuum: Sein Handeln wird durch 
seine Wünsche (Präferenzen) und die 
ihm gesetzten Einschränkungen be­
stimmt. Diese Restriktion, die den indi­
viduellen Möglichkeitsraum abgrenzen, 
werden maßgeblich durch die institutio­
neilen Bedingungen bestimmt. Im Vor­
dergrund steht somit der Einfluß unter­
schiedlicher Institutionen auf das 
menschliche Verhalten (Vergleichende 
Analyse von Institutionen). Grundsätz­
lich wird dabei von tatsächlich bestehen­
den Institutionen und nicht von Idealvor­
stellungen ausgegangen. Ein Vergleich 
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mit perfekt funktionierenden Institutio­
nen - wie etwa einem Idealstaat, der 
durch uneigennützige Politiker gelenkt 
wird - entspricht einem Nirwana- 
Ansatz (-»Staatsversagen): Es wird 
vorausgesetzt, was gerade zu gestalten 
ist. - Umgekehrt sind die Institutionen 
den Menschen nicht (oder nur kurzfri­
stig) vorgegeben; vielmehr sind sie ih­
rerseits ein Ergebnis menschlichen Han­
delns. In der ökonomischen Betrachtung 
wird zu erklären versucht, auf welche 
Weise Institutionen entstehen und über­
leben. In einem gegebenen Zeitpunkt er­
klärt sich das Verhalten der Menschen 
aus dem Zusammenspiel mit den beste­
henden Institutionen, letztlich wird aber, 
da auch die Institutionen nicht unverän­
derlich sind, alles auf das einzelne Indi­
viduum zurückgeführt. Aus diesem 
Grunde ist die zugrundegelegte Vorstel­
lung, wie der Mensch handelt zentral.

II. Das ökonomische Verhal­
tensmodell: 1. Grundlegende Ele­
mente: Das Verhaltensmodell, das der a. 
Ö. zugrunde liegt, laßt sich mit Hilfe von 
fünf Elementen beschreiben. - (1) Me­
thodologischer Individualismus: Das auf 
der Ebene der Gesellschaft beobachtete 
Geschehen wird auf das Handeln von 
Personen zurückgeführt (methodologi­
scher Individualismus). Das bedeutet 
keineswegs, daß der Mensch als isolier­
tes Wesen behandelt wird; vielmehr ist 
sein Verhalten nur im Zusammenspiel 
mit seiner Umgebung - anderen Men­
schen und Institutionen - verständlich. - 
Dieser Ansatz unterscheidet sich grund­
sätzlich von Theorien, bei denen Kollek­
tive selbständig handeln, wie z.B. in der 
organischen Staatsauffassung. Aber 
auch unterhalb der Ebene der Einzelper­
son wird nicht weiter unterschieden. Da­
mit unterscheidet sich der ökonomische 
Ansatz von manchen Richtungen der 
Psychologie, in denen gespaltene Per­
sönlichkeiten unterstellt werden, und 
auch von der Soziobiologie, die eine 
Ebene der Gene unterhalb der Einzel­
person berücksichtigt. - Auf der Ebene 
des Einzelnen anzusetzen bedeutet 
auch, daß dessen individuelle Bewertung 
oder normative Auffassung als maßge­
bend akzeptiert werden. Aussagen wie 
„etwas ist gesellschaftlich erwünscht“ 
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haben infolgedessen auch keine weiter- 
gehende Bedeutung, weil „die Gesell­
schaft“ keine Handlungseinheit dar­
stellt, die eine Bewertung abgeben 
konnte. Vielmehr ist darauf abzustellen, 
wie die Menschen in der Gesellschaft 
unterschiedliche Möglichkeiten bewer­
ten. - (2) Systematische Reaktion auf An­
reize: Individuen handeln nicht zufällig, 
sondern sie reagieren in systematischer 
und damit vorhersehbarer Weise, wenn 
ihnen eine Handlungsmöglichkeit vorteil­
hafter oder günstiger erscheint als eine 
andere. Der Mensch verfügt über eigene 
Kräfte; er sucht und findet Lösungen, er 
lernt und erfindet (er ist aber nicht voll­
ständig informiert); er bildet Erwartun­
gen über die Gegenwart hinaus und ist 
fähig, zukunftsbezogen zu handeln; er 
wägt zwischen den Vor- und Nachteilen 
der ihm zur Verfügung stehenden Hand- 
lungsmöglichkeitcn (implizit und zuwei­
len auch explizit) ab, Das ökonomische 
Verhaltensmodell rückt damit wesent­
lich von der (zuweilen noch in den Lehr­
büchern anzutreffenden) Vorstellung ab, 
daß der Mensch ein vollständig infor­
miertes Wesen sei, das wie ein Auto­
mat handelt. Der homo oeconomicus ist 
vielmehr durch ein beschränktes Wissen 
gekennzeichnet, das er aber - wenn es 
ihm vorteilhaft erscheint - durch Suchen 
und Lernen erweitert. - (3) Trennung 
zwischen Präferenzen und Einschränkun­
gen: Im ökonomischen Ansatz wird 
strikt zwischen Präferenzen und Ein­
schränkungen getrennt. Veränderungen 
im menschlichen Verhalten werden (so 
weit wie möglich) auf beobachtbare und 
meßbare Veränderungen des durch die 
Einschränkungen bestimmten Möglich­
keitsraumes zurückgeführt und nicht auf 
(nicht-beobachtbare und meßbare) Prä- 
ferenzänderungen. Dieses Vorgehen er­
möglicht es, theoretische Hypothesen 
zu entwickeln und sie auch empirisch zu 
testen. - Beispiel: Angenommen, es wür­
de beobachtet, daß vermehrt kleinere 
Autos als früher erworben werden. Die­
se Verhaltensänderung ließe sich da­
durch erklären, daß die Käufer ihre Wer­
te geändert haben und nun kleine Autos 
höher schätzen (z.B. im Sinne einer 
postindustriellen Wende). Eine derarti­
ge Erklärung hat aber den Nachteil, daß 
sic sich nur schwer empirisch überprüfen 
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läßt. Notwendig wäre dazu eine von die­
ser Beobachtung unabhängige Erfassung 
des Wertewandels. Läßt sich der Wer­
tewandel nicht unabhängig erfassen, 
stellt diese Erklärung nur eine Um­
schreibung der Verhaltensänderung un­
ter Verwendung anderer Worte dar: Ei­
ne Präferenzänderung muß stattgefun­
den haben, weil sich das Verhalten ge­
ändert hat. (Hätte sich das Verhalten 
nicht geändert, hätte auch keine Präfe­
renzänderung stattgefunden.) Eine em­
pirische Überprüfung einer derartigen 
Umschreibung ist nicht möglich, da sie 
immer wahr sein muß. Entsprechend 
werden auch keine neuen empirischen 
Kenntnisse gewonnen. - Beim ökonomi­
schen Verhaltensmodell wird anders 
vorgegangen. Zuerst wird danach ge­
fragt, ob sich der Möglichkeitsraum ver­
ändert hat. Die einer Person für ihre 
Handlung offens teilenden Möglichkeiten 
werden auf beobachtbare Änderungen 
von Einschränkungen zurückgcführt. Im 
Vordergrund stehen Änderungen in den 
relativen Preisen und den Kosten von Gü­
tern und Handlungen, die die beobacht­
bare Verhaltensänderung bewirkt haben 
können. Als Möglichkeiten zur Erklärung 
des vermehrten Verkaufs kleiner Autos 
bieten sich z.B. an: eine Erhöhung der 
Benzinpreise (kleinere Autos brauchen 
weniger Benzin), eine im Vergleich zu 
großen Autos günstiger werdende Be­
steuerung oder Versicherungsprämie von 
Kleinwagen; staatliche Vorschriften zu 
Ungunsten großer Autos (wie Geschwin­
digkeitsbeschränkungen) oder eine Ände­
rung anderer Umweltbedingen (wie 
etwa die Verminderung der Parkflächen 
auf öffentlichem Gebiet). - Im Unterschied 
zu Präferenzänderungen (Wertewandel) 
sind die im ökonomischen Ansatz verwen­
deten Erklärungen für die Veränderungen 
des Möglichkeitsraumes und damit des 
Verhallens empirisch erfaßbar, so läßt 
sich z.B. eine Erhöhung des Benzinprei­
ses leicht ermitteln. Wie aus dem Beispiel 
ersichtlich ist, wird der Begriff „Preise“ 
extensiv ausgclegt. Es handelt sich nicht 
nur um monetäre Güterpreise (wie der 
Benzinpreis) oder monetäre Belastun­
gen (wie Steuern oder Versicherungs­
prämien), sondern um alle Kosten, die 
bei einer Handlung auftreten (weniger 
und kleinere Parkflächen führen z.B. zu 
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re Parkflächen führen z.B. zu größerem 
Zeitverlust und Ärger beim Abstellen 
der Autos. - (4) Es wird unterstellt, daß 
Individuen im Großen und Ganzen auf ih­
ren eigenen Vorteil bedacht sind, sic 
verhalten sich eigennützig. Eine derarti­
ge Annahme über das Verhalten scheint 
auf den ersten Blick eine negative Ein­
schätzung des Menschen darzustellen. 
Diese Bewertung ist jedoch nicht richtig. 
Eigennütziges Handeln nimmt eine Mit­
telstellung ein: Die Menschen sind - mit 
wenigen bemerkenswerten Ausnahmen 
- weder Heilige noch Verbrecher. - Das 
menschliche Verhalten ist somit weder 
durch ausgeprägten Altruismus noch 
durch Haß oder Neid geprägt, sie verhal­
ten sich in dieser Hinsicht neutral. Ei­
gennütziges Verhalten zu unterstellen 
ist verläßlich; daß die Menschen ihren 
eigenen Vorteil wahmehmen, ist in aller 
Regel zu erwarten. - Eigennutz kann un­
ter wechselnden Umwcltbedingungen ei­
ne unterschiedliche Form annehmen, im 
Kreise der Familie oder von Freunden 
etwa bedeutet Eigennutz auch, daß man 
sich - aus eigenem Vorteil - um das 
Wohlergehen der anderen Mitglieder 
kümmert. Auf den Nutzen anderer Per­
sonen achtet man auch bei regelmäßig 
widerkehrenden Beziehungen, etwa zwi­
schen Stammkunden und Verkäufern. 
Wer hier vordergründig aus purem Ei­
gennutz handelt, verliert zu seinem eige­
nen Schaden an Reputation. In einer 
anonymen Umgebung führt der Eigen­
nutz hingegen dazu, daß nur auf das ei­
gene Wohlergehen geachtet wird. - (5) 
Möglichkeitsraum und Institutionen: Die 
wichtigsten verhaltensrelevanten Re­
striktionen sind: (a) das verfügbare Ein­
kommen, cin geschlossen das Vermögen 
und die Kreditmöglichkeiten; (b) die (re­
lativen) Güterpreise; (c) die zum Kon­
sum und Handeln benötigte Zeit. Die 
beiden ersten Einschränkungen geben 
das einer Person zur Verfügung stehen­
de Realeinkommen an. (In einfachen gra­
phischen Darstellungen wird dieses vor­
gegebene Realeinkommen durch die Bi­
lanzgerade wiedergegeben). Das von ei­
ner Person verdiente reale Einkommen 
läßt sich erhöhen, indem auf Freizeit 
verzichtet und dafür mehr gearbeitet 
wird. Da aber die einer Person verfügba­
re Zeit beschränkt ist (24 Stunden pro 

Tag, wovon die für Schlaf, Essen und Er­
holung notwendige Zeit abgeht), kann 
jemand mit seinen Fähigkeiten nur ein 
bestimmtes Maximaleinkommen errei­
chen, selbst wenn er oder sie sich aus­
schließlich darauf konzentriert. Die Mög­
lichkeiten einer Person werden somit 
durch eine Gesamteinkommensrestriktion 
(full income con-straint) bestimmt. Zu 
den monetären und zeitlichen Einschrän­
kungen können verschiedene institutio­
nelle Einschränkungen hinzukommen. In 
diesem Zusammenhang werden Institu­
tionen umfassend als Vereinbarungen 
verstanden, die wiederholte Beziehun­
gen zwischen Menschen formen. Drei 
Arten von Institutionen lassen sich unter­
scheiden: (a) Entscheidungssysteme: In­
stitutionen sind Regeln oder Verfahren, 
mit deren Hilfe in der Gesellschaft Ent­
scheidungen getroffen werden. Die wich­
tigsten Systeme zur Entscheidungsfin­
dung sind: Das Preissystem bzw. der 
Markt, die Demokratie, die Hierarchie 
oder andere autoritäre Verfahren, und 
das Verhandlungssystem. Jedes dieser 
Verfahren wirkt in einer ganz bestimm­
ten Weise auf Entscheidungen ein und 
beeinflußt damit das menschliche Ver­
halten systematisch und vorhersehbar. 
Wer z.B. im Rahmen des Preissystems 
handelt, muß sich mit ganz bestimmten 
Einschränkungen (wie dem verfügbaren 
Einkommen oder den monetären Güter- 
prcisen) auseinandersetzen. Wer sich 
hingegen im demokratischen Raum be­
wegt, muß vor allem die politischen Ein­
schränkungen (z.B. Wahlen) beachten, 
(b) Normen, Traditionen und andere Ver­
haltensregeln: Das menschliche Handeln 
wird durch eine Vielzahl von mehr oder 
weniger einengenden Vorschriften be­
stimmt, die sich als Institutionen auffas­
sen lassen. Manche dieser Normen sind 
explizit durch den Staat oder andere Or­
ganisationen vorgegeben (z.B. Gesetze 
und Verordnungen). Ein großer Teil der 
Verhaltensnormen ist jedoch nicht 
schriftlich festgelegt, aber dennoch für 
die Individuen maßgebend. Dazu gehö­
ren insbes. traditionell oder religiös be­
stimmte Regeln und Gesetze oder der 
innerhalb einer Familie oder im Freun­
deskreis vorgeschriebene Umgang un­
tereinander. (c) Organisationen: Institu­
tionen dieser dritten Bedeutung sind et­
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wa der Staat, Verbände, Finnen und Bü­
rokratien, aber auch rein private Clubs 
oder Familien und informelle Vereinigun­
gen. Die drei Arten von Institutionen 
stehen in einem engen Zusammenhang 
untereinander; sie können als Einheit 
angesehen werden, wobei unterschiedli­
che Aspekte betont werden. Wesentlich 
ist ihr Einfluß auf den Handlungsraum, 
der dem Einzelnen zur Verfügung steht 
und der sich je nach institutionellen Be­
dingungen ändert.

2. Das verallgemeinerte Nachfragegesetz: 
Aus den fünf grundlegenden Elementen 
des ökonomischen Verhaltensmodells 
läßt sich ein zentrales Gesetz — das ver­
allgemeinerte Nachfragegesetz - ableiten, 
mit dessen Hilfe sich bei geeigneter An­
wendung das Handeln der Menschen 
theoretisch und empirisch erklären läßt, 
und zwar sowohl im wirtschaftlichen als 
auch im nichtwirtschaftlichen Bereich. - 
Das Nachfragegesetz besagt: Erhöht 
sich der Preis (die Kosten) eines Gutes 
oder einer Aktivität im Vergleich zu an­
deren Gütern und Aktivitäten (d.h. er­
höht sich der relative Preis), wird von 
dem betreffenden Gut weniger nachge­
fragt (konsumiert) oder die betreffende 
Aktivität vermindert. - Dieses zentrale 
Gesetz menschlichen Handelns beruht 
auf einer marginalen Substitution. Eine 
relative Preisänderung bewirkt keine to­
tale oder abrupte Änderung im Verhal­
fen, sondern eine mehr oder weniger 
starke Anpassung an sich verändernde 
Knappheiten. Das Gesetz gilt nur, so­
weit die übrigen Einflüsse konstant ge­
lassen werden (ceteris paribus Annah­
me), Der Einfluß anderer Größen auf die 
Nachfrage muß getrennt vom Einfluß von 
Preisänderungen berücksichtigt werden. 
- Eine wichtige Eigenschaft des Nach­
fragegesetzes ist, daß die Richtung der 
erwarteten Verhaltensänderungcn ein­
deutig bestimmt ist: Die relativ teurer 
werdende Aktivität wird weniger ausge­
führt, das teurer werdende Gut weniger 
gekauft und umgekehrt. Diese Eigen­
schaft ist bei anderen Einflüssen auf das 
Verhalten in der Regel nicht gegeben. 
Insbes. gibt es keine allgemeinen theo­
retischen Hypothesen darüber, ob ein 
höheres Einkommen die Nachfrage er­
höht oder senkt. Die Nachfrage nach 
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größeren Autos mag mit steigendem 
Einkommen zunehmen, die Nachfrage 
nach einfachen Nahrungsmitteln mag ab­
nehmen. Theoretisch ist die Einflußrich­
tung eines höheren Einkommens unbe­
stimmt; sie läßt sich nur durch empiri­
sche Beobachtung feststellen.

3. Rationalität und Nutzenmaximierung: 
Zum Verständnis des Vcrhaltcnsmo­
dells, wie es in der Ökonomie und der a. 
Ö. angewandt wird, ist es nützlich, den 
Zusammenhang zwischen Rationalität 
und Nutzenmaximierung näher zu be­
trachten. Rationales Handeln ist kein 
Ziel an und für sich, sondern ein Mittel 
zur Zielerreichung. Rational handelnde 
Individuen sollten in diesem Prozeß kei­
ne logischen Fehler begehen, sondern 
intern konsistent handeln. Die von einer 
Person getroffene Auswahl von den Al­
ternativen aus den insgesamt zur Verfü­
gung stehenden Möglichkeiten sollte be­
stimmten systematischen Anforderun­
gen genügen. Wie in Experimenten vor- 
allem von Psychologen gezeigt wurde, 
verstoßen die Menschen bei ihren Ent­
scheidungen teilweise gegen diese logi­
schen Anforderungen. Im Sinne der 
streng formalen Entscheidungsthcorie 
handeln die Menschen sicherlich nicht ra­
tional. - Unter Rationalität kann aber 
auch allgemeiner eine „vernünftige Ver­
folgung des Eigeninteresses" verstan­
den werden. Diese Auffassung steht hin­
ter dem homo oeconomicus, wie er in den 
Sozialwissenschaften angewandt wird. 
Einige Autoren unterstellen dabei, daß 
die Menschen ihren Nutzen unter Beach­
tung der durch die Umwelt gesetzten Nc- 
benbedingungen maximieren. Allerdings 
ist diese strikte Annahme der Nutzen­
maximierung nicht notwendig, um theore­
tische und empirisch testbare Aussagen 
abzuleiten; sie erweist sich aber vielfach 
als günstig, wenn mathematische For­
mulierungen verwendet werden. - Die für 
die Erklärung der Wirklichkeit entschei­
denden Überlegungen beruhen nicht auf 
der —iNutzenmaximierung, sondern auf 
den oben diskutierten fünf Elementen 
des ökonomischen Verhaltensmodells: 
Individualismus, systematische Reakti­
onen auf Anreize, Trennung zwischen 
Präferenzen und Einschränkungen (wo­
bei letztere Verhallensänderungen be­
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stimmen), Eigennutz und die Rolle der 
Institutionen. Dieser Ansatz entspricht 
der Vorstellung einer „begrenzten Ratio­
nalität“: Menschliche Entscheidungen 
werden in Form einer Reihe von Teilent- 
scheidungcn getroffen, damit sich so­
wohl die Information als auch der geisti­
ge Aufwand in Grenzen halten. Oft wird 
gewohnheitsmäßig gehandelt, was ein 
durchaus vernünftiges Vorgehen sein 
kann. Eine Person kann z.B. ein be- 
stimmts Ziel anstreben und damit zufrie­
den sein, wenn es erreicht ist (Satisfic- 
ing): in diesem Falle wird völlig von der 
Maximierung abgerückt. Die 
„Rationalität” bezieht sich hier nicht auf 
das Ergebnis des Handelns, sondern auf 
die Art und Weise, wie der Mensch 
beim Handeln vorgeht, d.h. auf den Pro­
zeß.

III. Bezug zu anderen Sozial-wissenschaften 
: 1. Interdiszipli­

narität: Die a. Ö. wendet den gleichen 
theoretischen Ansatz auf die unter­
schiedlichsten Gebiete an. Interdisziplinarität 

 bezieht sich nicht auf die wis­
senschaftlichen, sondern auf die inhaltli­
chen Gebiete. Die Verwendung eines 
einheitlichen Ansatzes erlaubt es, unter­
schiedliche Bereiche der Gesellschaft 
aus einer Sicht zu betrachten und damit 
nahtlos miteinander zu verknüpfen. Die 
Sozialwissenschaften teilen sich nicht 
mehr nach ihrem jeweiligen (dominan­
ten) Anwendungsgebiet auf - insbes. 
beschränkt sich die Wirtschaftswissen­
schaft nicht mehr auf den Bereich der 
Wirtschaft. - Diese Form der Interdiszi­
plinarität - die Anwendung einer (der 
ökonomischen) Denkweise auf viele un­
terschiedliche Gebiete - unterscheidet 
sich drastisch von dem, was heute übli­
cherweise unter „Interdisziplinarität“ 
verstanden wird, nämlich der Vermi­
schung der methodischen Ansätze un­
terschiedlicher Wissenschaften, bei der 
häufig die Kriterien der Wissenschaft­
lichkeit geopfert werden, weil sich nur 
eine Einigung auf dem untersten gemein­
samen Niveau finden läßt. Das Ergebnis 
überzeugt in der Regel bei dieser Art 
von „Interdisziplinarität" nicht.

2. Vergleich zum soziologischen Verhal­
tensmodell: In der Soziologie und (zu­

mindest im deutschsprachigen Raum) in 
der Politikwissenschaft, aber implizit 
auch in der Rechtswissenschaft, wird 
überwiegend ein vom ökonomischen An­
satz stark abweichendes Modell 
menschlichen Verhaltens zugrundege­
legt. In diesen Wissenschaften wird das 
Verhalten der Individuen als durch mora­
lische Einflüsse und gesellschaftliche 
Strömungen bestimmt angesehen. Diese 
sozialen Faktoren menschlichen Han­
delns werden durch Sozialisierungs- und 
Internalisierungsprozesse (—»Soziali­
sation) aufgenommen. Individuen, die 
von diesen gesellschaftlich gesetzten 
Nonnen abweichen, werden bestraft, 
wodurch ein moralisch erwünschtes Ver­
halten erreicht wird. - Das Modell des 
homo sociologicus besteht aus drei zen­
tralen Elementen: (1) Das menschliche 
Handeln wird durch die Gesellschaft be­
stimmt. Am Anfang steht die Gesell­
schaft als eine Einheit, aus der sich das 
Verhalten des Einzelnen ableitet. Der 
Mensch ist durch seine gesellschaftliche 
Umwelt programmiert. (2) Der Mensch 
verhält sich gemäß einer Rolle. Die Ge­
sellschaft besteht aus einem Geflecht 
von Verhaltensmaßregeln, in das der 
Einzelne eingewiesen wird. Das System 
von Rollen bewirkt Verhaltenserwartun­
gen, so daß ein Zusammenleben möglich 
wird. Abweichungen vom Rollenverhal- 
ten sind bei unzureichender Sozialisie­
rung möglich. (3) Normabweichungen 
werden von der Gesellschaft sanktioniert. 
Bestrafung dient somit zur Ergänzung 
und Verstärkung der Sozialisierung, die 
vor allem in der Jugend und in der Fami­
lie geschieht. - Aus dieser Skizzierung 
wird deutlich, daß dem homo sociologi­
cus nicht eigene Kräfte zugeschrieben 
werden, die ihm erlauben, zu lernen und 
Lösungen zu finden. Er hat keine Mög­
lichkeit, zwischen unterschiedlichen 
Handlungen zu wählen und zu substitu­
ieren, und vor allem sich für die günstig­
ste Alternative zu entscheiden, Ein­
schränkungen werden ausschließlich 
durch Sanktionen und Rollenerwartun­
gen anderer Menschen gesetzt, nicht 
aber durch Einkommen, Preise, Zeit 
oder institutionelle Faktoren. Damit 
wird auch der Knappheit von Möglichkei­
ten keine Beachtung geschenkt.
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IV. Anwendungsgebiete und 
Verbreitung: Im Rahmen der a. Ö. 
wird das ökonomische Verhaltensmodell 
auf Gebiete angewandt, die bisher ande­
ren Sozial- und Geisteswissenschaften 
Vorbehalten waren. - Eine der am weite­
sten entwickelten Varianten der a. Ö. 
ist die —»Ökonomische Theorie der Wirt­
schaftspolitik. Hier wird das Instrumen­
tarium der Wirtschaftswissenschaft auf 
polilikwissenschaftliche Themen ange­
wandt, z.B. auf Probleme von Abstim­
mungen und gesellschaftlichen Entschei­
dungen, auf den Parteienwettbewerb 
und das Verhalten von Regierungen, auf 
die Bildung und den Einfluß von Interes­
sengruppen und auf das Verhalten von 
Bürokratien. Von besonderer Bedeutung 
ist dabei auch die „konstitutionelle Öko­
nomie“, die sich mit der Entstehung und 
Wirkung von Regeln - darunter auch 
staatlichen Verfassungen - beschäftigt, 
was entscheidende Auswirkungen auf 
die Theorie der Wirtschaftspolitik hat. 
Die ökonomische Theorie der Politik hat 
bisher in Europa noch kaum Fuß fassen 
können, ganz im Gegensatz zu den Ver­
einigten Staaten, wo sich diese Sicht der 
Politik unter dem Begriff „Public Choi- 
ce“ als ernstzunehmender Ansatz „weit­
gehend durchgesetzt hat. - Die a. Ö. be­
faßt sich auch mit der Theorie internatio­
naler Beziehungen. Hierzu wurde die 
ökonomische Denkweise in Form der In­
ternationalen Politischen Ökonomie an­
gewandt. In der Ökonomie des Konflikts 
wurde vorallem die -»Spieltheorie für die 
Analysen von Auseinandersetzungen in 
allen gesellschaftlichen Bereichen heran­
gezogen. Eng damit verwandt ist die 
Ökonomik vom Krieg und die Ökonomik 
des Friedens. - Verschiedene „typisch“ 
soziologische Fragestellungen wie etwa 
die Entstehung von Normen, Regeln 
oder Institutionen sind ebenfalls mit 
dem ökonomischen Denkansatz unter­
sucht worden. Das gleiche gilt für das 
Gebiet der Soziologie des abweichenden 
Verhallens, welches heute im Rahmen 
der Ökonomik der Kriminalität behandelt 
wird und für das Gebiet der Familiensoziologie

 (ökonomische Theorie der Fa­
milie). In der Soziologie wird der Ratio­
nal -Choicc-Ansatz bisher nur von einer 
kleinen Gruppe von Wissenschaftlern in 
seiner Allgemeinheit verwendet. Hinge­
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gen sind einzelne Elemente des ökono­
mischen Ansatzes - allen voran Olsons 
Theorie der Interessengruppen - aufge­
nommen worden. - Im Rahmen der Ge­
schichtswissenschaft ist die ökonomische 
Betrachtungsweise - über die -»Wirt­
schaftsgeschichte hinaus - vielfach zum 
besseren Verständnis historischer Er­
eignisse verwendet worden („Neue 
Wirtschaftsgeschichte“). Werden zu­
sätzlich zur Wirtschaftsthcorie die abge­
leiteten Hypothesen auch ökonome­
trisch getestet, wird in Anlehnung an die 
Göttin der Geschichte, Klio, auch von 
Kliometrie gesprochen. - Die a. Ö. lie­
fert auch Beiträge zu Gebieten der 
Rechtswissenschaft. Die Ökonomik des 
Rechts befaßt sich mit dessen öffentli­
chem Teil (in Form der konstitutionellen 
Ökonomie), mit dem Strafrecht (in Form 
der Ökonomik der Kriminalität), haupt­
sächlich aber mit dem privaten Recht. 
Dabei wird nicht nur analysiert, welche 
Auswirkungen bestimmte Rechtsnor­
men auf das gesellschaftliche Gesche­
hen ausüben, sondern auch wie das 
Recht entsteht und wie es zur Errei­
chung bestimmter Ziele beschaffen sein 
sollte. Als theoretische Grundlage dient 
vor allem die -»Theorie der Eigentums­
rechte und die --»Theorie der Transakti­
onskosten. In den Vereinigten Staaten 
ist der ökonomische Ansatz heute gut 
etabliert. Im deutschen Sprachraum hin­
gegen wird die Ökonomie des Rechtes 
von den Juristen (abgesehen von einigen 
engagierten Ausnahmen) noch weitge­
hend ignoriert oder ohne ernsthafte Prü­
fung zurückgewiesen. - Obwohl der Be­
zug der a. Ö. zur Psychologie besonders 
eng ist, ist bei den Psychologen das öko­
nomische Menschenbild mit der Beto­
nung des Möglichkeitsraumes zur Erklä­
rung des Verhaltens weitgehend unbe­
kannt. Davon zu unterscheiden ist aller­
dings die Berücksichtigung psychologi­
scher Effekte beim Verhalten der Men­
schen im wirtschaftlichen Raum, wie et­
wa in der (Sozial-)Psychologie des Kon­
sums, Sparens oder Steuerzahlens, wo 
eine Interdisziplinarität verwirklicht ist. 
- Neben diesen Gebieten finden sich ei­
ne Vielzahl von Anwendungen des öko­
nomischen Ansatzes auf Probleme der 
Umwelt- (-»Umwelt- und Ressourcenö­
konomik), der Kunst (Kunstökonomik), 
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des Sports (Ökonomie des Sports), der 
Gesundheit (Gesundheitsökonomie) und 
viele andere mehr. - Die Beiträge im 
Rahmen der a. Ö. haben bei den Vertre­
tern der angestammten Wissenschaften 
unterschiedlichen Anklang gefunden. Ei­
nige sind der Ansicht, ein „öko­
nomischer Imperialismus“ sei grund­
sätzlich abzulehnen - derselbe „Im­
perialismus“ von Seiten anderer Wis­
senschaften wird hingegen als etwas 
ganz anders angesehen. Typischerweise 
wird nämlich von den Gegnern des öko­
nomischen Ansatzes als selbstver­
ständlich akzeptiert, daß die Soziologie, 
die Psychologie und das Recht in den 
verschiedensten inhaltlichen Bereichen 
angewendet werden: Eine Familienso­
ziologic, eine Familienpsychologie und 
ein Familienrecht, oder eine Soziologie, 
Psychologie und ein Recht der Kunst 
werden als legitim angesehen, nicht je­
doch eine Ökonomie der Familie oder 
der Kunst. Aus dieser asymmetrischen 
Behandlung der soziologischen, psycho­
logischen und juristischen im Vergleich 
zu den ökonomischen Ansätzen ist zu 
schließen, daß das Problem nicht so sehr 
in der Übertragung einer Wissenschaft 
auf ein anderes Gebiet, sondern im 
Denkstil liegt.
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außerordentliche Ausgaben, —»öffent- 
liche Ausgaben infolge eines besonde­
ren, entweder überhaupt nicht oder sei­
ner Art nach nicht vorauszuschenden 
Bedürfnisses. A, A. entziehen sich der 
Haushallsplanung; sie bilden die Aus­
gabenseite des -»außerordentlichen 

Haushalts; sie werden durch —»außer­
ordentliche Einnahmen gedeckt. Im gel­
tenden Haushaltsrecht nicht mehr ver­
wendeter Begriff (-»Haushalt­
ssystematik). - Gegensatz: -»ordent­
liche Ausgaben.

außerordentliche Einnahmen, unregel­
mäßige -»öffentliche Einnahmen, v. a. 
die Kreditaufnahmen des Staatssektors; 
a. E. bilden die Einnahmescite des 
—»außerordentlichen Haushalts. Sie dek- 
ken die —»außerordentlichen Ausgaben. 
Im geltenden Haushaltsrecht nicht mehr 
verwendeter Begriff (-»Haushalts- 
systemalik). - Gegensatz: -»ordentliche 
Einnahmen.

außerordentlicher Haushalt, der 
—»Haushaltsplan, in dem die -»außer­
ordentlichen Einnahmen und die —»au­
ßerordentlichen Ausgaben zusammenge­
stellt sind. Der a.H. umfaßt die Einnah­
men aus Anleihen (Kreditaufnahme, de­
ren wichtigstes Kriterium die Unregel­
mäßigkeit und mangelnde Planbarkeit 
ist) und die aus ihm zu bestreitenden 
Ausgaben (außerordentliche Ausgaben, 
deren wichtigstes Kriterium ebenfalls 
die Unregelmäßigkeit und mangelnde 
Planbarkeit ist), - Trennung in a.H. und 
—»ordentlichen Haushalt ist heute abge­
schafft (-»Haushaltssystematik).

Ausstand,-» Streik.

Ausstrahlungseffekt,-»Spill-over-Effekt.

Austauschverhältnis,-»Terms of Trade.

Auswahleinheit, in der Statistik bei 
-»Teilerhebungen Element einer 
-»Grundgesamtheit, die als Auswahl­
grundlage dient, aber selbst nicht Ziel­
gesamtheit der Untersuchung ist. - Bei­
spiel: Haushalte bei einer Untersuchung, 
die auf Personen zielt.

Auswahlsatz, Begriff der -»Stichproben­
theorie für den Quotienten n/N aus dem 
Umfang n der -»Stichprobe und dem Um­
fang N der —»Grundgesamtheit.

Auswahlverfahren, Methode zur Aus­
wahl von -»Teilgesamtheiten aus einer 
—»Grundgesamtheit. — Man unterschei-
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